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Verzicht auf die Erhebung von Verwaltungsgebühren für Leistungen der Verwaltung nach dem Waffengesetz
Auch im Bereich der staatlichen Weisungsaufgaben, zu denen die Aufgaben einer unteren Waffenbehörde zählen, können Gebühren nur dann durch die Gemeinde bzw. den Land- oder Stadtkreis in eigener Zuständigkeit erhoben werden, wenn die Gebührenerhebung nicht staatlicherseits abschließend geregelt oder ausgeschlossen ist. Dies ist seit der Föderalismusreform zutreffend. Die Gebührenhoheit ist im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen des Kommunalabgaben- und Landesgebührengesetzes auf die Landeshauptstadt Stuttgart übergegangen. 
Für öffentliche Leistungen, die individuell zurechenbar sind, können dem Gebühren-schuldner öffentlich-rechtliche Geldleistungen auferlegt werden. Die Verwaltungs-leistung muss auf Veranlassung oder im Interesse eines Einzelnen erbracht werden. Nur eine konkret-individuelle Sonderrechtsbeziehung rechtfertigt die Gebührenpflicht, allgemeine Verwaltungstätigkeiten werden davon nicht erfasst. Für die Zurechen-barkeit ist nicht zwingend ein Antrag erforderlich, vielmehr reicht ein bestimmtes Handeln oder Verhalten aus, das dem Pflichtenkreis des Betroffenen zuzurechnen ist. 
Angesichts des umfangreichen Pflichtenkreises von Waffenbesitzern ist damit ein weiterer Ermessensspielraum eröffnet. Diesen gilt es zielgerichtet auszufüllen, wobei dem Auftrag der Gefahrenabwehr gerade im Waffen- und Sprengstoffrecht ein hoher Stellenwert einzuräumen ist. 
Bei der Unteren Waffenbehörde bleiben deshalb folgende Leistungen, die grundsätzlich die Voraussetzungen für die Erhebung einer Verwaltungsgebühr nach den eingangs beschriebenen Grundsätzen besitzen, weiterhin gebührenfrei.
1. Auskünfte und Beratung
Dem Gedanken der Prävention folgend räumt die Verwaltung der Information und Fachberatung seit jeher einen hohen Stellenwert ein. Persönliche oder telefonische Bürgerkontakte, bei denen Fragen zu waffenrechtlichen Zusammenhängen oder Genehmigungspflichten beantwortet werden, stellen ein wichtiges Element dar, um Behördenfachkompetenz niederschwellig zugänglich zu machen. Eine Beratungstätigkeit, die mit einer Gebührenpflicht verbunden ist, widerspricht dieser Zielsetzung. 
2. Entgegennahme und Verwahrung von Waffen

Ausgelöst durch die Berichterstattung über den Amoklauf von Winnenden und die anschließende öffentliche Debatte wurden und werden von Privatpersonen weiterhin verstärkt Schusswaffen zur Vernichtung abgegeben. Dabei ist es Verwaltungspraxis, die Weitergabe der Waffen an das Regierungspräsidium zur Vernichtung und die verwaltungsmäßige Berichtigung der Waffenbesitzkarte gebührenfrei vorzunehmen. Jede Schusswaffe weniger ist ein Gewinn an Sicherheit. 

Dem öffentlichen Interesse, die Verbreitung von Schusswaffen zu reduzieren würde eine Gebührenerhebung in dieser Fallkonstellation vollkommen zuwiderlaufen. Die freiwillige Abgabe von Waffen zur Vernichtung bleibt deshalb weiterhin gebührenfrei.
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